
SATZUNG 
Deutsches Jugendherbergswerk 

Landesverband Baden-Württemberg e.V. 

Das Deutsche Jugendherbergswerk fördert die Vielfalt der Menschen. Zur Vereinfachung der 
Lesbarkeit wird in der Satzung nur die männliche Form verwendet.
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SATZUNG 

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Deutsches Jugendherbergswerk, Landesverband Baden-
Württemberg e. V.“. (Landesverband). Er ist im Vereinsregister eingetragen. 

2. Sitz des Landesverbandes ist Karlsruhe. 

3. Das Verbandsgebiet zur Zuordnung der Mitglieder entspricht dem Bundesland Baden-
Württemberg. 

4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

5. Der Landesverband ist geborenes Mitglied des "Deutsches Jugendherbergswerk, 
Hauptverband für Jugendwandern und Jugendherbergen e. V." und insoweit an dessen 
Satzung und die Anlagen dazu in der jeweils geltenden Fassung gebunden. 

§ 2 
Zweck, Aufgaben 

1. Zweck des Landesverbands ist die Förderung 

- der Jugendhilfe,
- der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, insbesondere in den Bereichen Ju-            

gendbildung und Umweltbildung, 
- des Schutzes der Familien und Erziehenden mit Kindern sowie 
- des Umweltschutzes, insbesondere im Bereich der ökologischen Nachhaltig-

keit.  

Darüber hinaus strebt der Landesverband eine umweltfreundliche Gestaltung der Ju-
gendherbergen und Liegenschaften unter Berücksichtigung des Klima- und Natur-
schutzes sowie Biodiversität an. 

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Schaffung von Begeg-
nungsmöglichkeiten und eines inklusiven Zusammenlebens junger Menschen und Fa-
milien auf Wanderungen und Reisen, um ihre Verbundenheit zu Natur und Heimat, ihr 
Umwelt- und Gesundheitsbewusstsein, ihre Persönlichkeitsentwicklung sowie Möglich-
keiten der Freizeitgestaltung durch Sport, Spiel, Gespräche und gemeinsame Aktionen 
zu fördern. 

2. Der Landesverband erfüllt in seinem Bereich alle Aufgaben des Deutschen Jugendher-
bergswerkes, soweit diese nicht durch die Satzung dem Hauptverband zugewiesen 
sind. Hierzu arbeitet der Landesverband mit dem Hauptverband und den anderen Lan-
desverbänden partnerschaftlich zusammen und verpflichtet sich, Ansehen und Einheit 
des Deutschen Jugendherbergswerks zu wahren und zu unterstützen. 

Der Landesverband unterliegt der satzungsgemäßen Schiedsgerichtsbarkeit des Deut-
schen Jugendherbergswerks. 
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3. Insbesondere obliegen dem Landesverband folgende Aufgaben: 

a) Bau und Betrieb von Jugendherbergen und gleichartigen Unterkunftsstätten, 
b) Förderung des Schulwanderns und der Schullandheimaufenthalte, 
c) Einrichtung von Bildungsmöglichkeiten, 
d) Gestaltung von kreativer Freizeit und Förderung sozialer Kompetenz. 

4. Der Landesverband kann Veröffentlichungen herausgeben und Veranstaltungen 
durchführen. 

5. Der Landesverband kann mit seinen Einrichtungen auch andere entsprechende Auf-        
gaben gemeinnütziger Art wahrnehmen oder mit anderen gemeinnützigen oder öffent-        
lichen Institutionen zur Erfüllung seiner Zwecke eine Zusammenarbeit vereinbaren.  
Der Landesverband kann seine Zwecke auch durch das planmäßige Zusammenwirken 
im Sinne des § 57 Abs. 3 AO mit anderen steuerbegünstigten Körperschaften verfol-
gen, namentlich mit dem Hauptverband und seinen Landesverbänden, deren Beteili-
gungs- und Tochtergesellschaften sowie der Stiftung Deutsches Jugendherbergswerk, 
mit Sitz in Detmold, und zwar durch die Erbringung oder Entgegennahme von Service- 
und Beratungsleistungen in den Bereichen bzw. hinsichtlich Personalabrechnung, 
Buchhaltung, IT, Raumüberlassung, Vermietung/Verpachtung und darüber hinausge-
henden weitere Verwaltungs-, Service- und Sachleistungen, auf welche der Landes-
verband oder der Kooperationspartner als Hilfsleistung im Zuge der Verwirklichung ih-
rer gemeinnützigen Zwecke angewiesen sind. Dieses Zusammenwirken erfolgt in je-
dem Einzelfall bei allen Beteiligten auf freiwilliger Basis. 

6. Der Landesverband pflegt Verbindungen mit Behörden, Körperschaften, Schulen und     
Organisationen, die ähnliche Zwecke verfolgen oder unterstützen. 

7. Die Tätigkeit des Landesverbandes ist überparteilich und überkonfessionell. 

§ 3 
Gemeinnützigkeit 

Der Verein „Deutsches Jugendherbergswerk Landesverband Baden-Württemberg e. V.“ mit 
Sitz in Karlsruhe verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Landesverband ist selbst-
los tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Landesver-
bands dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden; die Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Landesverbands. Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

§ 4 
Mitgliedschaft 

1. Mitglieder des Landesverbandes können natürliche und juristische Personen sein. 

2. a) Natürliche Personen beantragen die Mitgliedschaft beim Landesverband oder 
 in den Jugendherbergen. 
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b) Juristische Personen beantragen die Mitgliedschaft unmittelbar beim Landesver-
band. 

3. Über die Aufnahme von juristischen Personen entscheidet der Vorstand, über die Auf-
nahme von natürlichen Personen entscheidet die jeweilige Ausweisausgabestelle. 

Die Entscheidung über die Ablehnung eines Aufnahmeantrags wird in Textform mitge-
teilt. Einer Begründung bedarf es nicht. Sind Gründe nach Ziffer 7 bekannt, ist eine 
Mitgliedschaft von vornherein ausgeschlossen. Gegen die Ablehnung einer Aufnahme 
kann innerhalb einer Frist von vier Wochen in Textform Einspruch eingelegt werden, 
der in Textform vom Präsidium des Landesverbands beschieden wird. Ein weiteres 
Rechtsmittel ist nicht gegeben. 

4. Die Mitgliedschaft wird mit Zahlungseingang des ersten Mitgliedsbeitrags begründet.  

5. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Auflösung der juristischen Person, Aus-
schluss oder rückständige Beitragszahlung länger als sechs Monate trotz Mahnung. Im 
letztgenannten Fall wird das Mitglied durch Beschluss des Vorstands von der Mitglie-
derliste gestrichen. Die Streichung ist dem Mitglied in Textform mitzuteilen.  

6. Der Austritt von Mitgliedern kann mit einer Frist von drei Monaten auf den Schluss eines 
Kalenderjahres in Textform erklärt werden. Der Mitgliedsbeitrag für das laufende Jahr 
ist vollständig zu bezahlen.  

7. Der Ausschluss eines Mitglieds kann vom Präsidium des Landesverbandes beschlos-
sen werden: 

• das Mitglied das Ansehen oder die Interessen des Hauptverbandes oder eines 
Landesverbandes (zusammen Deutsches Jugendherbergswerk) schädigt. Dies 
ist insbesondere der Fall, soweit das Mitglied selbst oder als körperschaftliches 
Mitglied durch dessen Mitglieder, Mitarbeiter, Gäste oder Teilnehmer einer 
Gruppe 

 in den Räumlichkeiten der Jugendherbergen, den dazugehörenden Au-
ßengeländen oder im Zusammenhang mit seiner Mitgliedschaft Strafta-
ten begeht, Gewalt gegen andere Menschen androht oder anwendet, 
die Privatsphäre anderer Mitglieder, Gäste oder Mitarbeiter des Deut-
schen Jugendherbergswerks in sexueller Hinsicht oder in sonstiger be-
deutsamer Weise verletzt. 

 innerhalb oder außerhalb von Einrichtungen des Deutschen Jugendher-
bergswerks zu Terrorismus oder zu Gewalttaten aufruft, deren Billigung 
zum Ausdruck bringt, diese verübt und/oder sich an diesen beteiligt, den 
Holocaust leugnet, eine extremistische, rassistische oder fremdenfeind-
liche Haltung kundtut, sich entgegen der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung verfassungsfeindlich oder menschenwürdewidrig in 
Wort, Schrift oder Text-/Bildform, als Mitglied einer extremistischen, ras-
sistischen und fremdenfeindlichen Organisation oder in sonstiger Weise 
betätigt und hierdurch in einer Weise verhält, die mit den satzungsmä-
ßigen Zielen des Deutschen Jugendherbergswerkes unvereinbar ist. 

8. Vor dem Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der 
Ausschluss ist dem Mitglied unter der von ihm zuletzt benannten Anschrift in Textform 
mitzuteilen. Gegen den Ausschluss kann innerhalb einer Frist von vier Wochen durch 
das Mitglied in Textform Einspruch eingelegt werden. Der Einspruch hat keine auf-
schiebende Wirkung. Über diesen entscheidet die Delegiertenversammlung. Die Ent-
scheidung der Delegiertenversammlung wird dem Mitglied in Textform mitgeteilt. 
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9. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprü-
che aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Davon unberührt bleiben Ansprüche gegen das 
Mitglied insbesondere auf bis zur Beendigung dessen Mitgliedschaft entstandene, je-
doch von diesem noch nicht gezahlte Beiträge. 

10. Personen, die sich um das Deutsche Jugendherbergswerk besondere Verdienste er-
worben haben, können durch die Delegiertenversammlung zu Ehrenmitgliedern oder 
Ehrenpräsidenten ernannt werden. Mit dieser Entscheidung ist Beitragsfreiheit verbun-
den. 

11. Alles Weitere zur Mitgliedschaft regelt die Verbandsordnung des Hauptverband des 
Deutschen Jugendherbergswerks in der jeweils geltenden Fassung.  

§ 5 
Beiträge 

1. Der Landesverband erhebt einmalige oder laufende Beiträge; diese sind jeweils Min-
destbeiträge. Juristische Personen können ihren individuellen Beitrag auch über dem 
Mindestbeitrag selbst festlegen.  

2. In besonderen Fällen kann das Präsidium die Erhebung einer Umlage bis zum Höchst-
betrag eines Jahresbeitrags beschließen. 

3. Der Mindestbeitrag für juristische Personen sowie dessen Fälligkeit wird vom Präsi-
dium festgesetzt. Der Beitrag für natürliche Personen entspricht dem vom Deutschen 
Jugendherbergswerk als Hauptverband festgesetzten Beitrag. 

4. Der Vorstand ist berechtigt, auf Antrag Beitragserleichterungen zu gewähren. 

5. Für die Benutzung der Einrichtungen des Landesverbandes, insbesondere der Jugend-
herbergen, gelten die hierfür erlassenen Bestimmungen. 

§ 6 
Organe 

1. Organe des Landesverbandes sind 

- die Delegiertenversammlung, 
- das Präsidium, 
- der Vorstand. 

2. Die Einzelheiten bei der Durchführung von Wahlen werden in einer von der Delegier-
tenversammlung beschlossenen Wahlordnung festgelegt. Bei Wahlen zur Besetzung 
der Organe und Gremien ist in der Vorbereitung und Durchführung bei allen Vorschlä-
gen dafür Sorge zu tragen, dass die Vielfalt der Mitglieder angemessen vertreten ist.   
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§ 7 
Delegiertenversammlung 

1. Die Delegiertenversammlung wird vom Präsidenten jedes Jahr unter Angabe der Ta-
gesordnung in Textform einberufen; dabei ist eine Frist von vier Wochen, gerechnet 
von der Absendung der Einladung, einzuhalten. Die Versammlungen können nach Ent-
scheidung des Präsidiums auch digital oder in Präsenz mit digitaler Zuschaltung abge-
halten werden. 

2. Aufgaben der Delegiertenversammlung sind 

a) Beratung von Grundsatzfragen und Leitlinien der Jugendherbergsarbeit, 
b) Entgegennahme des Berichts des Präsidiums, 
c) Entgegennahme des Prüfungsberichts der Wirtschaftsprüfer und des Berichts 

der ehrenamtlichen Rechnungsprüfer, 
d) Feststellung des Jahresabschlusses, 
e) Entlastung des Präsidiums und des Vorstands, 
f) Wahl des Präsidenten und der weiteren Mitglieder des Präsidiums mit Aus-

nahme der hauptamtlichen Mitarbeitenden, die gemäß der Geschäftsordnung 
des Sozialausschusses benannt, gewählt oder entsandt werden, 

g) Wahl von bis zu drei ehrenamtlichen Rechnungsprüfern, 
h) Beschlussfassung über rechtzeitig eingereichte Anträge im Rahmen der Zu-

ständigkeit der Delegiertenversammlung, 
i) Satzungsänderungen, 
j) Ernennung von Ehrenmitgliedern und Ehrenpräsidenten, 
k) Bestätigung der Personen sowie Organisationen von besonderer Bedeutung 
 gem. Ziffer 6, 
l) sonstige Angelegenheiten, die vom Präsidium vorgelegt werden, 
m) Entscheidungen über einen Einspruch bei Ausschluss eines Mitglieds, 
n) Beschlussfassung über die Auflösung des Landesverbandes. 

3. Eine außerordentliche Delegiertenversammlung ist innerhalb von vier Wochen vom 
Präsidenten einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel aller Delegierten dies beim Prä-
sidium in Textform mit Angabe des Verhandlungsgegenstandes beantragt. 

4. Jede satzungsgemäß einberufene Delegiertenversammlung ist beschlussfähig ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Delegierten. Hierauf ist bei der Einberufung 
hinzuweisen. Beschlussfassungen zur Satzungsänderung bedürfen einer Mehrheit von 
mindestens ¾ der abgegebenen Stimmen der von den Mitgliedern des Landesverban-
des gewählten Delegierten. 

5. Anträge zur Tagesordnung sind dem Präsidium spätestens zwei Wochen vor der De-
legiertenversammlung in Textform einzureichen. Später eingehende Anträge können 
nur dann beraten und entschieden werden, wenn sie die Zustimmung von mindestens 
¾ der gültig abgegebenen Stimmen der Delegierten erhalten. Dies gilt nicht für Anträge 
auf Satzungsänderung oder Auflösung des Landesverbandes. 

6. Die Delegiertenversammlung besteht aus 

- den Delegierten, die von den Mitgliedern des Landesverbandes gewählt sind 
und mindestens einen Anteil von 60% der Delegiertenversammlung darstellen, 

- dem Präsidium kraft Amts, 
- dem Vorstand kraft Amts, 
- bis zu fünf Personen auf Vorschlag des Präsidiums, die für die Aufgaben des 

Landesverbandes von besonderer Bedeutung sind, 
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- je einem Vertreter von bis zu 10 Organisationen auf Vorschlag des Präsidi-     
ums, die für die Aufgaben des Landesverbandes von besonderer Bedeutung 
sind, 

- bis zu 20 Vertretern der hauptamtlichen Mitarbeitenden, die gemäß der Ge-
schäftsordnung des Sozialausschusses benannt, gewählt oder entsandt wer-
den. 

Jeder Delegierte hat eine Stimme. Ehrenvorsitzende/-präsidenten und Ehrenmitglie-
der sind nicht stimmberechtigte Gäste.  

7. Die Wahl der Delegierten (ausgenommen die Mitglieder der Delegiertenversammlung 
kraft Amts und aus dem Kreis der hauptamtlichen Mitarbeitenden) erfolgt auf Grund-
lage einer vom Präsidium erlassenen und von der Delegiertenversammlung genehmig-
ten Wahlordnung. 

§ 8 
Präsidium 

1. Dem Präsidium gehören an: 

- der Präsident, 
- zwei Vize-Präsidenten, 
- 6 bis 8 weitere Mitglieder, darunter zwei Herbergsleitungen, die gemäß der       

Geschäftsordnung des Sozialausschusses benannt werden. 

2. Das Präsidium hat folgende Aufgaben: 
- Bestellung, Aufsicht und Abberufung des Vorstands einschließlich des Ab-

schlusses, der Änderung und Beendigung des Anstellungsvertrags, 
- Beschluss der Leitlinien und Ziele des Landesverbands, 
- Beratung über den und Beschluss des Haushalts- und Investitionsplans, 
- Bestellung der Wirtschaftsprüfer/Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Vor-

schlagsrecht zur Wahl der ehrenamtlichen Rechnungsprüfer, 
-  Beratung des Jahresabschlusses und des Jahresberichts des Vorstands sowie 
 Weiterleitung und Stellungnahme dazu an die Delegiertenversammlung,  
- Empfehlung für die Entlastung des Vorstands, 
- Bestimmung der Delegierten für die Gremien des DJH-Hauptverbands, 
- Zustimmung zu Maßnahmen des Vorstands von grundsätzlicher Bedeutung 

(z.B. neue Standorte, Schließungen, Veräußerungen…). Diese können durch 
Beschluss des Präsidiums in der Geschäftsordnung nach Ziffer 3 geregelt wer-
den. 

- Festsetzung der Mitgliedsbeiträge für körperschaftliche Mitglieder, 
- Festsetzung der Entgelte für JH-Aufenthalte. 

Der Präsident hat zusätzlich die Aufgabe, den Landesverband zu repräsentieren, un-
beschadet der gesetzlichen Vertretungsmacht des Vorstands. 

3. Das Präsidium tritt nach Bedarf zusammen und wird in der Regel 10 Tage vorher in 
Textform unter Angabe der Tagesordnung eingeladen. Das Nähere regelt eine Ge-
schäftsordnung, die sich das Präsidium gibt. Die Sitzungen können nach Entscheidung 
des Präsidenten auch digital oder in Präsenz mit digitaler Zuschaltung abgehalten wer-
den. 
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Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt und verpflichtet, an den Sitzungen bera-
tend teilzunehmen, sofern das Präsidium nicht im Einzelfall etwas Abweichendes be-
schließt. Mit Zustimmung des Präsidenten können auch andere Personen als Gast an 
den Sitzungen teilnehmen.  

4. Das Präsidium kann beratende Arbeitsausschüsse bilden. In diese können auch Per-
sonen berufen werden, die nicht dem Präsidium oder der Delegiertenversammlung an-
gehören oder die nicht Mitglied des Landesverbandes sind. Hauptamtliche Mitarbei-
tende sollen in den Ausschüssen angemessen vertreten sein. Für den Sozialausschuss 
gilt § 10. 

5. Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, da-
runter der Präsident oder ein Vize-Präsident anwesend ist. 

§ 9 
Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus einem Vorstandsvorsitzenden und bis zu zwei weiteren     
Vorstandsmitgliedern, darunter einem für den Fachbereich Finanzen, die                 
hauptamtlich tätig sind.  

Der Vorstand ist gesetzlicher Vertreter des Landesverbands im Sinne des § 26 BGB, 
er führt die Geschäfte des Landesverbands. Der Landesverband wird gerichtlich und 
außergerichtlich jeweils durch ein Vorstandsmitglied vertreten. In Rechtsangelegenhei-
ten gegenüber den Vorstandsmitgliedern wird der Landesverband durch den Präsiden-
ten und einen Vize-Präsidenten oder durch die beiden Vize-Präsidenten vertreten.  

Einzelheiten der Anstellung der Vorstandsmitglieder werden in einem vom Präsidium 
zu beschließenden Anstellungsvertrag festgelegt. 

2. Die Aufgaben des Vorstands sind insbesondere: 

- Führung laufender Geschäfte und Rechtsvertretung, 
- Erstellung Organisationspläne, 
- Berichterstattung gegenüber Präsidium und Delegiertenversammlung, 
- Erstellung Jahresbericht und Jahresabschluss, 
- Erstellung der Entwürfe von Haushalts- und Investitionsplan. 

Die Aufgaben und Befugnisse der Vorstandsmitglieder im Einzelnen regelt eine vom 
Präsidium zu erlassende Geschäftsordnung.  

§ 10 
Sozialausschuss 

1. Der Sozialausschuss besteht zur einen Hälfte aus Mitgliedern von Vorstand und Präsi-
dium, die vom Präsidium benannt werden, sowie zur anderen Hälfte aus Mitgliedern 
aus dem Kreis der Herbergsleitungen, die von diesen gewählt werden.  

2. Der Sozialausschuss entscheidet über personelle Einzelfragen und Grundsatzfragen 
des Anstellungsverhältnisses für Herbergsleitungen sowie das Verfahren zur Entsen-
dung der Delegierten nach § 7 Ziffer 6. 
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3. Der Sozialausschuss kann in seinen Aufgaben und der Zusammensetzung auf weitere 
Mitarbeitergruppen des Landesverbandes erweitert werden.  

4. Die Aufgaben und die innere Ordnung regelt eine Geschäftsordnung, die der Sozial-
ausschuss selbst erlässt, ggf. ändert oder aufhebt. 

§ 11 
Freiwilligenengagement 

Der Landesverband fördert Freiwilligenengagement und aktive Mitgliedschaft im Rahmen der 
ideellen Werte des Deutschen Jugendherbergswerks. Er betreibt eine hauptamtliche Anlauf- 
und Koordinationsstelle für Freiwilligenengagement regionaler und überregionaler Projekte. 

§ 12 
Wirtschaftsprüfung 

1. Der Jahresabschluss wird nach Abschluss des Geschäftsjahres durch eine/-n Wirt-
schaftsprüfer/Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft.  

2. Der Bericht des/-r Wirtschaftsprüfers/Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird dem Präsi-
dium und den ehrenamtlichen Rechnungsprüfern zugeleitet und in den Organen erläu-
tert.  

§ 13  
Ehrenamtliche Rechnungsprüfer 

1. Die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer haben das Recht und die Aufgabe den Haus-
haltsplan, die Nachtragshaushalte und den Jahresabschluss (Finanzunterlagen) um-
fassend zu prüfen. Die Prüfungshandlung erfolgt nach der jeweils gültigen Ordnung 
des DJH Hauptverbandes zur Prüfung durch ehrenamtliche Rechnungsprüfer.  

2. Nach Erstellung der jeweiligen Finanzunterlagen durch den Vorstand und nach Be-
handlung im Präsidium leitet der Vorstand diese Unterlagen den ehrenamtlichen Rech-
nungsprüfern zeitnah zu. Über Ziffer 1 hinaus erfolgt eine Plausibilitätsprüfung der Fi-
nanzplanung durch die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer mit Empfehlung an das Prä-
sidium. Die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer erstellen jeweils einen Prüfbericht, der 
neben der finanziellen Einschätzung des Haushaltes auch Änderungs- oder Ergän-
zungsvorschläge enthalten kann. Der Prüfbericht wird den Delegierten durch den Vor-
stand zeitnah zugestellt.  

3. Die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer geben eine Empfehlung zur Entlastung des Prä-
sidiums an die Delegiertenversammlung.  

4. Die ehrenamtlichen Rechnungsprüfer dürfen weder dem Vorstand oder dem Präsidium 
angehören noch eine sonstige neben- oder hauptberufliche Tätigkeit beim Lan-         
desverband ausüben. 
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§ 14 
Auflösung 

1. Die Auflösung des Landesverbandes bedarf einer ausschließlich dazu einberufenen 
Delegiertenversammlung, die mit einer Mehrheit von mindestens ¾ der abgegebenen 
Stimmen der von den Mitgliedern des Landesverbandes gewählten Delegierten ent-
scheidet.  

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Landesverbands oder bei Wegfall steuerbegüns-
tigter Zwecke fällt das Vermögen des Landesverbands an den Hauptverband des Deut-
schen Jugendherbergswerkes mit Sitz in Detmold, der es unmittelbar und ausschließ-
lich für gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 2 dieser Satzung zu verwenden hat. 
Besteht der Hauptverband nicht mehr, so fällt das Vermögen des Landesverbands an 
das Land Baden-Württemberg, das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnüt-
zige Zwecke im Sinne des § 2 dieser Satzung zu verwenden hat. 

§ 15 
Schlussbestimmung 

1. Die Satzung tritt mit dem Eintrag in das Vereinsregister in Kraft. 

2. Abweichend von § 7 Ziffer 6 besteht die Delegiertenversammlung nach Inkrafttreten 
der Satzungsneufassung aus: 

- dem neu gewählten Präsidium kraft Amts, 
- dem neu gewählten Vorstand kraft Amts, 

sowie bis zum Zeitpunkt der Feststellung des Ergebnisses der Delegiertenwahl 2027 
durch das neu gewählte Präsidium zusätzlich aus: 

- den Delegierten, die derzeit von den Mitgliedern des Landesverbandes gewählt 
sind.  Bei ihrem Ausscheiden als Delegierte erfolgt keine Nachwahl. 

- den derzeitigen Mitgliedern des Hauptausschusses. Sollten derzeitige Mitglie-
der des Hauptausschusses als Delegierte ausscheiden, erfolgt keine Nachwahl. 

- den derzeitigen Delegierten, die juristischen Personen sind, die einen erhöhten 
Jahresbeitrag leisten. Bei ihrem Ausscheiden als Delegierte erfolgt keine Nach-
wahl. 

- den derzeitigen 20 von der Arbeitsgemeinschaft der Jugendherbergseltern im 
Landesverband schriftlich benannten Herbergseltern. Sollten während der Gel-
tungsdauer dieser Übergangsregelung von der Arbeitsgemeinschaft der Ju-
gendherbergseltern benannte Herbergseltern als Delegierte ausscheiden, er-
folgt eine Benennung des Nachfolgers/der Nachfolger durch die Arbeitsgemein-
schaft der Jugendherbergseltern für die restliche Geltungsdauer dieser Über-
gangsregelung. 

- dem derzeitigen von den hauptamtlichen Mitarbeitern der Geschäftsstelle des 
Landesverbandes gewählten Delegierten. Sollte dieser während der Geltungs-
dauer dieser Übergangsregelung als Delegierter ausscheiden, erfolgt die Wahl 
eines Nachfolgers durch die Mitarbeiter der Geschäftsstelle für die restliche Gel-
tungsdauer dieser Übergangsregelung. 

Ehrenvorsitzende und Ehrenmitglieder sind nicht stimmberechtigte Gäste. 
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3. Abweichend von § 8 Ziffer 2 wird mit Wirkung vom Inkrafttreten der Neufassung dieser 
Satzung der Vorstand im Rahmen der Satzungsneufassung durch die Delegiertenver-
sammlung gewählt. Für die Wahl künftiger Vorstandsmitglieder gilt nach Inkrafttreten 
der Satzungsneufassung § 8 Absatz 2.   

4. Diese Satzung wurde in der Delegiertenversammlung am 21.03.2026 in Freiburg in der 
vorliegenden Fassung beschlossen und am 19.08.2026 beim Amtsgericht Mannheim 
in das Vereinsregister eingetragen. 
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